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Gebührensatzung 

zur Abwassersatzung 

 der Gemeinde Tappendorf 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom  

28. Februar 2003 (GVOBI. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom  

27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-Holst. S. 514), der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 und 

Abs. 2; 6 Abs. 1 bis 7 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein 

(KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung 

vom 04. Mai 2022 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 564), der §§ 1, 2 des Gesetzes zur Ausführung 

des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13. November 2019 (GVOBI. Schl.-Holst., 

S. 425) und des § 14 der Satzung der Gemeinde Tappendorf über die Abwasserbeseitigung 

(Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung - AAS) wird nach Beschlussfassung durch die 

Gemeindevertretung der Gemeinde Tappendorf vom 29. November 2023 folgende Satzung 

erlassen: 

 

§ 1 

Grundsatz 

 

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage und für die 

nach § 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden Abwasserge-

bühren für die Grundstücke erhoben, die an die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage an-

geschlossen sind oder in diese entwässern. Diese Benutzungsgebühren gliedern sich in 

Grund- und Zusatzgebühren. 

 

§ 2 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 

(1) Die Grundgebühr beträgt für jedes angeschlossene Grundstück monatlich 5,60 €. 

(2) Die Zusatzgebühr wird nach der Menge des Abwassers berechnet, das unmittelbar der 

Abwasseranlage zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter Abwasser. Als Ab-

wassermenge gilt die dem Grundstück aus der öffentlichen und privaten Wasserversorgung-

anlage zugeführte Wassermenge abzüglich der nachgewiesenen auf dem Grundstück ver-

brauchten oder zurückgehaltenen Wassermenge. Der Nachweis der verbrauchten und der 

zurückgehaltenen Wassermenge obliegt dem Gebührenpflichtigen. Bei landwirtschaftlichen 

Betrieben mit Viehhaltung wird der Gebührenrechnung mindestens eine Abwassermenge 

von 45 m³/Jahr je Person zugrunde gelegt. Maßgebend für die Berechnung ist die in dem 

Jahr durchschnittlich mit Wasser zu versorgende Anzahl von Personen. Die dem Grundstück 

zugeführte Wassermenge wird durch den Wasserzähler ermittelt. 

Bei der Wassermenge aus der öffentlichen Versorgungsanlage gilt die für die Erhebung des 

Wassergeldes zugrunde gelegte Verbrauchsmenge. Lässt der Gebührenpflichtige bei priva-

ten Wasserversorgungsanlagen keinen Wasserzähler einbauen, ist die Gemeinde berechtigt, 



Seite 2 von 4 

 

die aus diesen Anlagen zugeführte Wassermenge zu schätzen. Hat der Wasserzähler nicht 

richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wassermenge von der Gemeinde unter 

Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründeten 

Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 

(3) Der Nachweis der nicht in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangten Was-

sermengen obliegt dem Gebührenschuldner. Grundsätzlich hat der Nachweis dieser Was-

sermengen auf Verlangen der Gemeinde durch geeignete Messvorrichtungen, die der Ge-

bührenschuldner auf seine Kosten einzubauen hat, zu erfolgen. Sie müssen von der Ge-

meinde als zuverlässig anerkannt sein und werden von ihr überwacht. Die Gemeinde kann 

im Einzelfall auch den Nachweis mittels nachprüfbarerer Unterlagen oder mittels eines Gut-

achtens zulassen; die hierfür anfallenden Kosten hat der Gebührenschuldner zu tragen. Das 

für Schwimmbecken verwendete Wasser ist von dem Abzug ausgeschlossen.  

(4) Die Zusatzgebühr beträgt je m³ 1,69 € 

 

§ 3 

Gebührenpflichtige 

 

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- oder Teileigentum 

der Wohnungs- und Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist 

der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Wohnungs- und Tei-

leigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldner der auf ihr gemein-

schaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Miteigentümer oder mehrere aus dem glei-

chen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. 

(2) Bei Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den 

Übergang folgenden Kalendermonats auf den neuen Pflichtigen über. Erfolgt die Recht-

sänderung zum 01. eines Monats, beginnt die Gebührenpflicht mit dem Tage der Rechtsän-

derung. Wenn der bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel versäumt, 

so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der 

Gemeinde entfallen, neben dem neuen Pflichtigen. 

 

§ 4 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens jedoch 

a) für die Grundgebühr mit dem 1. des Monats, der auf den Tag des betriebsfertigen 

Anschlusses folgt, 

b) für die Zusatzgebühr mit dem Tag des betriebsfertigen Anschlusses. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an die Abwas-

seranlage entfällt und der Gemeinde Tappendorf hiervon schriftlich Mitteilung gemacht wor-

den ist. 
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§ 5 

Heranziehung und Fälligkeit 

 

(1) Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Be-

scheid über andere Abgaben verbunden werden kann. 

(2) Die Gebühr wird in Vierteljahresbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 

15. November fällig. Die durch bisherigen Bescheid festgesetzten Vierteljahresbeträge sind 

innerhalb des nächsten Jahres zu den angegebenen Zeitpunkten so lange zu zahlen, wie der 

neue Bescheid noch nicht erteilt worden ist. 

(3) Bei der Neuveranlagung ist die Gebühr für verstrichene Fälligkeitszeitpunkte innerhalb 

von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides in einer Summe zu zahlen. Nach Beendi-

gung der Gebührenpflicht endgültig festgestellte Abrechnungsbeträge sind innerhalb von 14 

Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides auszugleichen. 

 

§ 6 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 

Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festset-

zung und Erhebung der Gebühren nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der 

Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom 

Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen 

vorhanden, die die Berechnung der Gebühren beeinflussen, so hat der Gebührenpflichtige 

dies unverzüglich der Gemeinde schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für 

ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Beauftragte der 

Gemeinde dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke betreten, um Bemes-

sungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu überprüfen; die Gebühren-

pflichtigen haben dies zu ermöglichen. 

 

§ 7 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der 

Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezoge-

nen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufs-

rechts nach den §§ 24 bis 28 BauGB der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem 

Grundbuchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde 

und des Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten 

von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-

renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. Dies gilt entsprechend für Daten, die 

zum Zwecke der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind oder der Ge-

meinde zum Zwecke der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden sind. 

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und 

von den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den 
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für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese 

Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiter-

zuverarbeiten. 

(3) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten 

an Auftragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die datenverarbeitende Stelle (Gemein-

de/Amt) bleibt verantwortlich. 

(4) Die Nutzung und Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beachtung des Schleswig-

Holsteinisches Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten (Landesdatenschutzgesetz 

- LDSG) vom 02.05.2018 (GVOBI. S. 162) und der Datenschutz-Grundverordnung (Verord-

nung Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments und Rates vom 27.4.2016: Amtsblatt L 119 

vom 4.5.2016, S. 1, ber. Amtsblatt L 314 vom 22.11.2016, S. 72, Amtsblatt L 127 vom 

23.5.2018, S. 2) in der jeweils gültigen Fassung. 

 

§ 8 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig nach § 18 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen § 3 Abs. 

2 und § 6 die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder nicht duldet, dass Beauftragte der 

Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu 

prüfen.  

 

§ 9 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung zur 

Abwassersatzung der Gemeinde Tappendorf vom 25.03.2022 außer Kraft. 

(2) Soweit Beitrags- und/oder Gebührenansprüche bzw. Kostenerstattungsansprüche sowie 

sonstige Abgabenansprüche nach den bisher geltenden Satzungsregelungen bzw. gesetzli-

chen Regelungen entstanden sind, dürfen Abgaben- und Kostenerstattungspflichtige nicht 

ungünstiger gestellt werden als nach den bisher geltenden Satzungsregelungen bzw. gesetz-

lichen Regelungen. 

 

 

Tappendorf, den 30.11.2023 

 

 

gez.  (L.S.) 

 

Rainer Köpke 

(Bürgermeister) 


